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Ing. Heinrich DORNER

BÜRGERMEISTER
DER GEMEINDE LACKENBACH
7322 Lackenbach, Postgasse 6, Tel. 02619/5050-0, Fax 02619/50504, 0664/1838070
E-Mail: post@lackenbach.bgld.gv.at, Homepage: www.gemeinde-lackenbach.at
Lackenbach, am 26.09.2011
Liebe Mitbürgerinnen,

liebe Mitbürger!

Erst wurde ausgegeben ,

jetzt wird gespart
USA:

Auch die USA setzen den Rotstift an: Nettoeinsparungen von 2,1 Billionen US Dollar auf zehn Jahre, massive Einschnitte im Gesundheitssystem, Kürzung des Verteidigungsetats um 350 Milliarden US-Dollar im kommenden Jahrzehnt, Infrastruktur- und Förderinvestitionen werden zurückgefahren.
Italien:

Italien will die nächsten zwei Jahre nochmals 45 Milliarden Euro einsparen, bis 2013 ausgeglichen bilanzieren. Auf dem Sparprogramm steht eine Solidaritätssteuer: für Jahreseinkommen von mehr als 90.000 Euro von fünf Prozent, für jene über 150.000 Euro zehn Prozent. Die Verwaltungskosten will man kürzen (9,6 Milliarden Euro auf lokaler Ebene), im Polizeibereich massiv einsparen (eine Milliarde Euro), einiges privatisieren und schärfer gegen Steuerbetrug vorgehen. Das Pensionsalter für Frauen im öffentlichen Dienst wird von 60 auf 65 Jahre angehoben.
Frankreich:

Bis 2013 will die Grande Nation ihr Haushaltsdefizit von sieben auf drei Prozent mehr als halbieren, das Pensionsalter wird um zwei Jahre angehoben. Steuererhöhungen soll es für Spitzenverdiener geben, das Stopfen von Steuerschlupflöchern – 500 an der Zahl – soll 14 Milliarden Euro bringen.
Spanien:

Bis 2013 will man 65 Milliarden einsparen, das Defizit auf drei Prozent reduzieren. 2010 wurden die Löhne für Staatsdiener um fünf Prozent gekürzt, die Mehrwertsteuer von 16 auf 18 Prozent, die KESt von 18 auf 21 Prozent angehoben. Das Investitionsbudget wurde auf sieben bis acht Milliarden Euro halbiert, die Tabaksteuer um 30 Prozent erhöht (eine Milliarde Euro). Stärker besteuert werden Alkohol und Treibstoffe. 2011 folgte die Nullrunde für Rentner und Staatsbedienstete. Rund 13.000 öffentliche Stellen werden gestrichen (Ersparnis: 6,7 Milliarden). Abgeschafft wurden die Babyprämie von 2.500 Euro und der Steuerfreibetrag von 400 Euro pro Person (15 Milliarden Euro). Die Lotterien und die Flughafenverwaltung werden teilprivatisiert (bringt 13 Milliarden Euro).
Griechenland:

30 Milliarden Euro sind bis 2013 einzusparen: Acht Prozent Gehaltskürzung im öffentlichen Dienst, Einsparungen bei den Pensionisten, Anhebung der Mehrwertsteuer von 21 auf 23 Prozent, zehn Prozent mehr Steuer auf Tabak, Alkohol, Treibstoffe, Luxusgüter, Glücksspielen. Das Sparpaket 2011 soll die Staatsfinanzen um 78 Milliarden Euro bis 2015 verbessern: 50 Milliarden durch Privatisierungen, 28 Milliarden durch Steuererhöhungen und Ausgabenkürzungen. Einkommen über 8.000 Euro zahlen bis zu fünf Prozent Solidaritätssteuer, Freiberufler eine Kopfsteuer von 300 bis 500 Euro pro Jahr, Abbau von 150.000 Staatsbediensteten bis 2015.
Österreich:
Für 2011 will man 1,6 Milliarden Euro einsparen. Von 2011 bis 2014 will man weitere 1,483 Milliarden bei der Sozialversicherung hereinbringen, speziell bei den Pensionen (Aussetzung von Pensionsanpassungen), sowie 1,333 Milliarden im Bereich Familie und Jugend. Letzteres bedeutet 266,4 Millionen Euro weniger Familienbeihilfe (Pauschale für 13. Familienbeihilfe von 100 Euro, Familienbeihilfe nur bis zum 24. Lebensjahr), Wegfall des Mehrkindzuschlags ab dem dritten Kind und des Alleinverdienerabsetzbetrags für Familien ohne Kinder. Neufällen wird der Pflegegeldzugang für die Stufen 1 und 2 erschwert (mehr Stunden Pflegebedarf).
Warum musste es so weit kommen?
Ganz einfach: Weil man jeweils über die Verhältnisse gelebt hat und ich werde den Eindruck nicht los, manche Politiker(innen) offensichtlich überfordert waren und sind, weil sie noch immer glauben, man kann Schulden bis „zum Geht nicht mehr“ machen.

Frage: Wer soll sie denn einmal bezahlen? Unsere Enkel, Urenkel, Ururenkel? Das nennt man Verantwortung?
Auch unsere „Große Koalition“ in Österreich ist schon lange gefordert, ein gemeinsames Konzept  für die Sanierung des Staatshaushaltes und ein effizienteres, gerechteres Steuersystem zu schaffen. An der Dramatik unserer finanziellen Lage kann kein Zweifel bestehen. Mehr als 215 Milliarden Euro Staatsschulden bedeuten einen bisherigen Rekordwert von 75 % des Bruttoinlandsproduktes (BIP), jährliche Zinszahlungen von mehr als 8 Milliarden Euro !?!?
Dabei könne wir uns Manager (die auch bei tiefroten Betriebsergebnissen mit sagenhaften Abfertigungen bedient werden) , Künstler und Lobbyisten mit utopischen Jahresgagen leisten. 
Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger!

Und wie geht`s Lackenbach ?   Ich kann ruhigen Gewissens sagen: GUT 
Es wurde in den letzten Jahrzehnten 
· einerseits viel investiert (Straßen, Güterwege, Hauptplatzgestaltung, Schul- und Kindergarten, Feuerwehr, Gemeindezentrum Infrastruktur, Bauplatzschaffung, Kanaldigitalisierung, Hochwasserschutz, Vereinsförderungen, Betreubares Wohnen, um nur die wichtigsten zu nennen und 
· andererseits Schulden abgebaut (von rd. 1.500.000,- Euro auf 0).

· Geldreserven geschaffen um z.B. jetzt die Kommanditgesellschaft (KG) zur Schaffung des Freizeit- und Veranstaltungszentrums (FVZ) mit dzt. 500.000,- Euro zu speisen. Also keine KG zur Aufnahme von „versteckten“ Schulden, sondern die Gründung der KG, um die Mehrwertsteuer zu sparen.

· Veranlagungen geschaffen, auf die man in Notzeiten zurückgreifen kann ( dzt. 550.000,- Euro).

Ich war auch nie der Mensch, der mit etwas spekuliert, was noch gar nicht da ist (Verkaufserlös der BEAGS Aktien mit einem Wert von ca. 650.000,- Euro). Für mich bedeuten derartige, ziemlich sichere einmalige Einnahmen im Jahre 2012, einerseits eine zusätzliche Sicherstellung  und andererseits Möglichkeiten für zukünftige (SINNVOLLE) Investitionen (Straßensanierung, Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, Müllentsorgung, Vereinsförderungen etc.)
Apropos, wissen Sie eigentlich, wann letztmalig Erhöhungen bei gemeindeeigenen Gebühren und Steuern durchgeführt wurden (Kindergarten, Nachmittagsbetreuung Grundsteuer, Kanal, Aufschließung, Grabstelle etc.?.  Wenn nicht, ist das  doch auch ein Hinweis, dass es unserer Gemeinde und damit unseren Mitbewohnern relativ gut geht. 
Warum?

Weil ich immer für eine verantwortungsvolle, ehrliche und überzeugende Politik eingetreten bin. Eine solche scheint aber immer mehr in den Hintergrund zu treten und manchmal kommt mir vor, dass die gute Entwicklung in unserer Gemeinde von vielen gar nicht mehr wahrgenommen wird, weil sie von der einen Seite für „selbstverständlich“, von der anderen Seite zu wenig „populistisch“ gesehen wird. Und genau dieser immer mehr in den Vordergrund rückende POPULISMUS IN DER POLITIK ist es, der mir zu schaffen macht. 
Wenn Kommunalpolitik fast keinen mehr interessiert (wie ich oft höre), frage ich mich schon, wie zukünftige Investitionen, wie zukünftige Familienpolitik, wie zukünftige Vereinspolitik, ja wie zukünftiges Miteinander im Dorf, wie das Dorf als solches überhaupt noch funktionieren soll ? 
Ich hoffe, ich darf Ihnen noch eine begrenzte Zeit dienen und halte es mit 
Helmut Schmidt, dem ehem. Bundeskanzler

„Wir müssen wissen, dass wir der nachkommenden und der übernächsten Generation Entscheidungen offen zu halten haben. Wir sind nicht befugt, im Zustand unzureichender Erkenntnis Entscheidungen zu treffen, welche im Effekt die nächsten Generationen binden und aus denen sie nicht wieder herauskönnen“.

mit freundlichen Grüßen.
Ihr Bürgermeister
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